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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 P 36/98
Datum 22.03.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 P 32/00
Datum 18.12.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
22.03.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger fordert von der Postbeamtenkrankenkasse Leistungen aus der
gesetzlichen Pflegeversicherung nach der Pflegestufe II.

Der am 1993 geborene KlÃ¤ger war bis Ende MÃ¤rz 1997 bei der Siemens-
Betriebskrankenkasse in der gesetzlichen Pflegeversicherung mitversichert
gewesen, seither ist er bei der Postbeamtenkrankenkasse, deren Interessen von der
Beklagten wahrgenommen werden, in der gesetzlichen Pflegeversicherung
mitversichert.

In einem Gutachten der Ã�rztin fÃ¼r Sozialmedizin F. vom Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung in Bayern vom 28.02.1994 fÃ¼r die Siemens-
Betriebskrankenkasse heiÃ�t es, beim KlÃ¤ger bestehe ein Down-Syndrom, das
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alleine in diesem Alter noch keine SchwerpflegebedÃ¼rftigkeit bedingen wÃ¼rde;
nun bestehe aber bei ihm der starke Verdacht auf eine Rachenmissbildung mit
Schluckschwierigkeiten, so dass das FÃ¼ttern eine erheblich hÃ¶here Sorgfalt
beanspruche. Auch sei das Kind in der Entwicklung deutlich zurÃ¼ckgeblieben,
kÃ¶nne noch nicht alleine sitzen oder krabbeln und mÃ¼sse wegen des Herzfehlers
auch intensiv beobachtet werden. Insgesamt sei der Pflegebedarf dadurch
gegenÃ¼ber einem gesunden Kind des gleichen Alters doch erheblich erhÃ¶ht, so
dass die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die SchwerpflegebedÃ¼rftigkeit
zunÃ¤chst vorlÃ¤gen. Eine Verringerung des Hilfebedarfs wÃ¤re eventuell nach der
Versorgung mit einer Gaumenplatte und durch weitere intensive Krankengymnastik
und FrÃ¼hfÃ¶rderung mÃ¶glich. Aus einem Gutachten des Dr. G. vom
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung in Bayern vom 24.02.1995,
angefertigt fÃ¼r die Siemens-Betriebskrankenkasse auf der Grundlage der
Feststellungen bei einem Hausbesuch am 20.02.1995 durch die Pflegefachkraft E. ,
geht hervor, dass der KlÃ¤ger an einem Down-Syndrom und einem angeborenen
Herzfehler in der Vorkammerscheidewand sowie an Schluckschwierigkeiten leidet.
Das AusmaÃ� der HilfebedÃ¼rftigkeit erfÃ¼lle die Voraussetzungen der Pflegestufe
II des Rechts der gesetzlichen Pflegeversicherung; bei gezielter FÃ¶rderung der
geistigen und kÃ¶rperlichen Entwicklung kÃ¶nne sich der Hilfebedarf jedoch
verringern.

Mit Schreiben vom 10.04.1997 teilte die Postbeamtenkrankenkasse dem KlÃ¤ger
mit, infolge des Wechsels seiner Pflegeversicherung habe sie die im Gutachten vom
20.02.1995 angeregte Wiederholungsbegutachtung in Auftrag gegeben, werde aber
die seinerzeit festgestellte Pflegestufe II vorlÃ¤ufig Ã¼bernehmen. Im
Untersuchungsbericht des Arztes Dr. G. der Gesellschaft fÃ¼r Medizinische
Gutachten (Medicproof) vom 25.04.1997, angefertigt fÃ¼r die
Postbeamtenkrankenkasse ist angegeben, der KlÃ¤ger leide an einem Down-
Syndrom mit KoordinationsstÃ¶rung der ExtremitÃ¤ten als Folge der
syndrombedingten EntwicklungsstÃ¶rung, einer Minderung von Sprachproduktion
und SprachverstÃ¤ndnis, einer Antriebsminderung und einer VerstÃ¤ndnisstÃ¶rung.
Im Laufe der letzten zwÃ¶lf Monate sei eine Besserung zu verzeichnen gewesen. Er
bedÃ¼rfe der Hilfe im Wesentlichen beim Waschen und beim Baden und infolge
einer Inkontinenz bei der Darm- und Blasenentleerung, auÃ�erdem mÃ¼sse er
stÃ¤ndig beaufsichtigt werden. Hilfsmittel seien nicht notwendig, auch in Zukunft
sei eine langsame Besserung zu erwarten. Die PflegebedÃ¼rftigkeit erfÃ¼lle seit
dem 01.04.1997 nur noch die Voraussetzungen der Pflegestufe I.

Mit Schreiben vom 06.05.1997 teilte die Postbeamtenkrankenkasse der Klagepartei
daraufhin mit, sie werde ab 01.04.1997 Leistungen nach der Pflegestufe I erbringen.
Dem widersprach die Klagepartei mit Schreiben vom 02.06.1997; mit weiterem
Schreiben vom gleichen Tage forderte sie die Postbeamtenkrankenkasse auf,
weiterhin Leistungen nach der Pflegestufe II zu bezahlen. Mit Arztbrief vom
01.08.1997 an die Postbeamtenkrankenkasse fÃ¼hrte die KinderÃ¤rztin Dr. W. im
wesentlichen aus, die HilfebedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers bedeute fÃ¼r die Familie
ein HÃ¶chstmaÃ� an Anstrengung; die bekannten KoordinationsstÃ¶rungen
wÃ¼rden sich zwar bessern, allerdings aufgrund eines HÃ¶chstmaÃ�es an
regelmÃ¤Ã�iger und intensiver FÃ¶rderung. Auch die Sprache und das
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SprachverstÃ¤ndnis seien noch nicht altersentsprechend und bedÃ¼rften einer
tÃ¤glichen und intensiven BeÃ¼bung. AuÃ�erdem sei der Antrieb gemindert, was
zur Folge habe, dass alle pflegerischen und pÃ¤dagogischen MaÃ�nahmen mit
groÃ�er Geduld ausgefÃ¼hrt werden mÃ¼Ã�ten und einen erheblichen
Zeitaufwand erforderten, da auch die VerstÃ¤ndigung durch Sprache nur begrenzt
mÃ¶glich sei. An dem Gutachten der Postbeamtenkrankenkasse sei im wesentlichen
zu rÃ¼gen, dass es zwar einrÃ¤ume, dass Hilfebedarf in Beaufsichtigung und in den
Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens bestÃ¼nde, dass jedoch bei den einzelnen
Verrichtungen der Umfang dieser Beaufsichtigung und Anleitung nicht
berÃ¼cksichtigt werde, auÃ�erdem werde nicht berÃ¼cksichtigt das AusmaÃ� der
geistigen, motorischen und sozialen FÃ¶rderung zuhause und der Aufwand fÃ¼r die
Wiederherstellung der Ordnung nach aggressiven Impulsen.

Daraufhin veranlasste die Postbeamtenkrankenkasse eine neuerliche
Ã�berprÃ¼fung der HilfebedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers. Mit Untersuchungsbericht
vom 15.09.1997 teilte der Arzt fÃ¼r innere Medizin Dr. B. von der Gesellschaft fÃ¼r
Medizinische Gutachten (Medicproof) mit, der KlÃ¤ger kÃ¶nne gut gehen, er zeige
ein flÃ¼ssiges und sicheres Gangbild, es bestÃ¼nden keine bekannten HÃ¶r- und
SehstÃ¶rungen; es bestehe eine Oligophrenie, der EntwicklungsrÃ¼ckstand betrage
ca. anderthalb bis zwei Jahre, der KlÃ¤ger verwende keine ZweiwortsÃ¤tze, er habe
ein normales KÃ¶rpergewicht, die GrÃ¶Ã�e sei im unteren Bereich, es bestÃ¼nden
aggressive Tendenzen, er sei kÃ¶rperlich teilweise sehr aktiv. Der Hilfebedarf im
Bereich der Grundpflege belaufe sich einschlieÃ�lich wÃ¶chentlicher Fahrten zur
LogopÃ¤die auf 201 Minuten, wovon altersbedingt ein Hilfebedarf von 120 Minuten
abzuziehen sei. Der KlÃ¤ger sei in die Pflegestufe I einzuordnen, es sei kÃ¼nftig
eher eine Abnahme des Pflegebedarfs zu erwarten. Mit ausfÃ¼hrlichem
"Obergutachten" vom 25.09.1997 bekrÃ¤ftigte derselbe Arzt seine im
Untersuchungsbericht vom 15.09.1997 getroffenen Feststellungen.

Mit Schreiben vom 01.10.1997 und 19.11.1997 informierte die
Postbeamtenkrankenkasse die Klagepartei Ã¼ber das Begutachtungsergebnis und
lehnte die geforderte Anhebung ihrer Leistungen auf die HÃ¶he der Pflegestufe II
ab; in beiden Schreiben wies sie auf die nach den Allgemeinen
GeschÃ¤ftsbedingungen maÃ�gebliche Frist von sechs Monaten zur Einreichung
einer Klage hin.

Am 02.04.1998 reichte der KlÃ¤ger hiergegen beim Sozialgericht Landshut Klage
ein. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers im
Wesentlichen aus, dem Gutachten des Dr. G. kÃ¶nne nicht gefolgt werden, weil
darin die angebliche Verringerung des Hilfebedarfs nicht Ã¼berzeugend
beschrieben sei; zutreffend beschreibe vielmehr Frau Dr. W. die Voraussetzungen
der Einstufung des KlÃ¤gers. Auch seien der Mehraufwand fÃ¼r das Verbringen des
KlÃ¤gers in den Kindergarten und die dort von der Mutter verbrachte Wartezeit zu
berÃ¼cksichtigen. AuÃ�erdem habe Dr. G. zu Unrecht den altersbedingten Abzug
auf 120 Minuten veranschlagt; richtig sei jedoch beim Alter des KlÃ¤gers ein Abzug
von 105 Minuten gewesen. In ihrer Erwiderung teilte die Postbeamtenkrankenkasse
u.a. mit, sie dÃ¼rfe aufgrund gesetzlicher Vorschriften die private
Pflegeversicherung nicht selbstÃ¤ndig durchfÃ¼hren. Sie sei von der Gemeinschaft
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privater Versicherungsunternehmen zur DurchfÃ¼hrung der Pflegeversicherung
nach dem PflegeVG vom 26.05.1994 fÃ¼r die Mitglieder der PBeaKK und der
Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten (GPV)" beauftragt, alle im
Zusammenhang mit der DurchfÃ¼hrung der privaten Pflegeversicherung
anfallenden Aufgaben in Bezug auf ihre Mitglieder zu erledigen. Dazu gehÃ¶re auch
das Bearbeiten von Klagen. Deshalb richte sich die Klage in Wirklichkeit gegen die
GPV. In der Sache sei die Herabsetzung der Pflegestufe, wie von den
SachverstÃ¤ndigen dargelegt, gerechtfertigt.

Das Sozialgericht beauftragte die Ã�rztin fÃ¼r Sozialmedizin Dr. H. mit der
Erstellung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens. In ihrem aufgrund persÃ¶nlicher
Untersuchung des KlÃ¤gers erstatteten Gutachten vom 17.02.2000 fÃ¼hrte diese
Ã�rztin im wesentlichen aus, der KlÃ¤ger gehe seit September 1996 in einen
normalen Kindergarten. Im Vergleich zur letzten Begutachtung durch die Beklagte
habe sich eine Ã�nderung des Grundleidens nicht ergeben; dies sei auch nicht zu
erwarten. Der KlÃ¤ger habe sich jedoch weiterhin positiv entwickelt und sei damit
selbstÃ¤ndiger als bei den Vorbegutachtungen vom 25.04.1997 und 15.09.1997;
diese positive Entwicklung sei ein fortlaufender Prozess. Der zeitliche Aufwand beim
Waschen und Baden, bei der Zahnpflege und beim KÃ¤mmen sei gegenÃ¼ber dem
Gutachten des Dr. B. in etwa gleich geblieben; der zeitliche Aufwand sei identisch
mit dem Aufwand fÃ¼r die GanzwÃ¤sche, so dass ein zusÃ¤tzlicher Zeitaufwand
durch das Baden nicht eintrete. Eine wesentliche Besserung sei jedoch bezÃ¼glich
der Darm- und Blasenentleerung erfolgt. Der KlÃ¤ger trage seit Dezember 1999
keine Windel mehr, allerdings bestehe auch noch keine vollstÃ¤ndige Kontinenz.
Der Hilfebedarf sei gegenÃ¼ber der Zeit der vÃ¶lligen Harn- und Stuhlinkontinenz
deutlich geringer geworden; wÃ¤hrend 1997 der Hilfebedarf im Bereich der
KÃ¶rperpflege 77 Minuten betragen habe, belaufe er sich jetzt auf 42 Minuten. Eine
positive Entwicklung sei auch bei der Nahrungsaufnahme eingetreten. Der KlÃ¤ger
nehme die Speisen nunmehr selbstÃ¤ndig zu sich, ein Zeitaufwand fÃ¼r das
mundgerechte Zubereiten der Nahrung sei jedoch weiterhin erforderlich. Auch bei
der MobilitÃ¤t habe sich gegenÃ¼ber 1997 eine Ã�nderung ergeben; es seien jetzt
nur noch fÃ¼nf bis zehn Minuten Hilfe beim Zubettgehen am Abend notwendig.
FÃ¼r das An- und Ausziehen seien zweimal tÃ¤glich ebenfalls fÃ¼nf bis zehn
Minuten Hilfe erforderlich. Der Hilfebedarf fÃ¼r Verrichtungen im Bereich der
Grundpflege betrage jetzt noch 65 Minuten, im Bereich der Grundpflege gebe es
allerdings keinen altersbedingten Abzug mehr; bei der hauswirtschaftlichen
Versorgung sei eine Pauschale von 30 Minuten anzusetzen.

Mit Urteil vom 22.03.2000 wies das Sozialgericht die Klage ab. Hiergegen richtet
sich die Berufung der Klagepartei. Zu ihrer BegrÃ¼ndung wird im wesentlichen
ausgefÃ¼hrt, die zeitlichen AnsÃ¤tze im Gutachten der Frau Dr. H. wÃ¼rden der
Situation des KlÃ¤gers nicht gerecht. Zudem mÃ¼sse der Aufwand berÃ¼cksichtigt
werden, der sich dadurch ergebe, dass der KlÃ¤ger seit 11.09.2000 in
OberÃ¶sterreich eine integrative Grundschule besuche, zu der er tÃ¤glich gefahren
werden mÃ¼sse. Die Wegstrecke betrage 22 Kilometer, der Zeitaufwand belaufe
sich tÃ¤glich auf zwei Stunden und fÃ¼nf Minuten. Entsprechendes gelte fÃ¼r die
Wahrnehmung von wÃ¶chentlichen Terminen in einer logopÃ¤dischen Praxis und
zur Teilnahme an ergotherapeutischen MaÃ�nahmen. AuÃ�erdem stehe dem
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KlÃ¤ger wegen der Bestimmungen des Art. 45 PflegeVG Bestandsschutz zu, wobei
er wegen des zwischenzeitlichen Wechsels zu einer privaten Pflegekasse
gegenÃ¼ber einem in einer gesetzlichen Pflegekasse Versicherten nicht schlechter
gestellt werden dÃ¼rfe. Wenn die Bestimmung des Art. 45 PflegeVG schon dazu
fÃ¼hre, dass ein Versicherter, der vor dem Inkrafttreten des Rechts der
gesetzlichen Pflegeversicherung die Voraussetzungen der Pflegestufe II in
Wirklichkeit gar nicht erfÃ¼llt habe, wegen der Bestandsschutzregelung auch nach
dem 01.04.1995 keine KÃ¼rzung hinnehmen mÃ¼sse, wie das Sozialgericht
Gelsenkirchen entschieden habe, dann mÃ¼sse dies erst Recht fÃ¼r einen
Versicherten gelten, der im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Rechts der
gesetzlichen Pflegeversicherung zu Recht der Pflegestufe II zugeordnet worden sei.
Soweit sich die Beklagte darauf berufe, dass sie ihre Zusage, Leistungen nach der
Pflegestufe II zu gewÃ¤hren, ausdrÃ¼cklich nur vorlÃ¤ufig gegeben habe, sei dies
unerheblich. Denn eine darin zu sehende Bedingung sei unwirksam, da dem
ErklÃ¤rungsgegner die damit verbundene Ungewissheit nicht zugemutet werden
kÃ¶nne.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 22.03.2000 aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger Leistungen aus der gesetzlichen
Pflegeversicherung nach der Pflegestufe II ab 01.04.1997 zu gewÃ¤hren.

DemgegenÃ¼ber beantragt die Beklagte,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie trÃ¤gt dazu vor, die Begutachtungen hÃ¤tten ergeben, dass nunmehr nur noch
die Voraussetzungen der Pflegestufe I vorlÃ¤gen. Der Hilfebedarf, der sich fÃ¼r den
Besuch der Grundschule ergebe, kÃ¶nne im Ã¼brigen nicht berÃ¼cksichtigt
werden. Denn relevant im Sinne der gesetzlichen Pflegeversicherung sei nur
derjenige Hilfebedarf bei der MobilitÃ¤t, der notwendig sei, um das Weiterleben in
der eigenen Wohnung zu ermÃ¶glichen. Dazu gehÃ¶re Hilfebedarf im
Zusammenhang mit dem Schulbesuch nicht. Ob fÃ¼r die Wahrnehmung von
Terminen in einer logopÃ¤dischen Praxis etwas anderes gelte, kÃ¶nne offen
gelassen werden, denn auch bei BerÃ¼cksichtigung der dafÃ¼r im
Tagesdurchschnitt anfallenden 16 Minuten ergebe sich keine Einstufung in die
Pflegestufe II. Auch die Bestimmungen Ã¼ber den Bestandsschutz fÃ¼hrten nicht
zu einem anderen Ergebnis. Zum einen sei zweifelhaft, ob diese Ã¼berhaupt die
TrÃ¤ger der privaten Pflegeversicherung binden kÃ¶nnten, zum anderen sei dort
ohnehin immer nur der tatsÃ¤chliche Pflegebedarf versichert.

Im Termin am 26.07.2001 hat das Berufungsgericht den Rechtsstreit mit den
Beteiligten erÃ¶rtert; auf die Zusammenfassung des ErÃ¶rterungsergebnisses in der
Niederschrift vom gleichen Tage wird Bezug genommen. Die Beteiligten haben
einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren zugestimmt. Des Weiteren wird zur
ErgÃ¤nzung des Tatbestandes Bezug genommen auf den Tatbestand des Ersturteils
und die dort angefÃ¼hrten Beweisunterlagen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Dem KlÃ¤ger stehen seit 01.04.1997
Leistungen nach der Pflegestufe I der gesetzlichen Pflegeversicherung zu, nicht aber
nach der Pflegestufe II. Zur BegrÃ¼ndung wird auf die ausfÃ¼hrlichen und
zutreffenden GrÃ¼nde des angefochtenen Urteils Bezug genommen.

Auch das Vorbringen im Berufungsverfahren fÃ¼hrt nicht zu einer anderen
EinschÃ¤tzung.

Soweit die Klagepartei fordert, auch den Aufwand fÃ¼r den Besuch der Grundschule
in den Umfang des berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Hilfebedarfs einzubeziehen, steht
dem die von der h.M. nach Ansicht des Senats zutreffend vorgenommene
Auslegung des Verrichtungskatalogs des Â§ 14 Abs. 4 SGB XI entgegen, der
wortgleich auch von den fÃ¼r das hier zugrundeliegende VersicherungsverhÃ¤ltnis
geltenden Allgemeinen GeschÃ¤ftsbedingungen Ã¼bernommen worden ist (Â§ 1
Abs. 5 Buchst. c der Allgemeinen Versicherungsbedingungen fÃ¼r die private
Pflegeversicherung). Danach sind bei der Verrichtung Verlassen und
Wiederaufsuchen der Wohnung nur solche MaÃ�nahmen zu berÃ¼cksichtigen, die
der Aufrechterhaltung der LebensfÃ¤higkeit in der Wohnung dienen und die zu
diesem Zweck unerlÃ¤sslich sind. Ob dies Ã¼berhaupt fÃ¼r den Schulbesuch
angenommen werden kann, kann offen gelassen werden. Denn jedenfalls liegt dies
nicht vor bei dem Besuch einer Schule, bei der es allein die Entfernung notwendig
macht, die versicherte Person tÃ¤glich dorthin zu bringen. Dass dies so ist, wird
schon daran deutlich, dass in einem solchen Falle auch bei einem nicht behinderten
Kind der gleiche Zeitaufwand anfallen wÃ¼rde, denn auch dieses mÃ¼sste in eine
derart weit entfernt liegende Grundschule tÃ¤glich gebracht werden.

Der KlÃ¤ger kann sich auch nicht darauf berufen, dass die Herabstufung von der
Pflegestufe II nach der Pflegestufe I mit Wirkung vom 01.04.1997 durch die
Beklagte aus anderen GrÃ¼nden als wegen Fragen der Zuordnung zu einer der
gesetzlichen Pflegestufen rechtswidrig gewesen sei, namentlich, dass die Beklagte
aus verfahrensrechtlichen GrÃ¼nden zu einem solchen Vorgehen nicht befugt
gewesen sei. Dass die Beklagte zu einem solchen Vorgehen, d.h. zu einer
Ã�berprÃ¼fung der Anspuchsberechtigung und ggf. einer Neubewertung
grundsÃ¤tzlich berechtigt ist, ergibt sich aus dem zugrundeliegenden
Versicherungsvertrag. Denn die Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die auf
das zugrundeliegende VersicherungsverhÃ¤ltnis Anwendung finden, enthalten in Â§
6 u.a. folgende Regelung: "Eintritt, Stufe und Fortdauer der PflegebedÃ¼rftigkeit
â�¦ sind durch einen von dem Versicherer beauftragten Arzt festzustellen. Die
Feststellung wird in angemessenen AbstÃ¤nden wiederholt â�¦" Damit ist u.a.
vereinbart, dass auch wÃ¤hrend des Leistungsbezugs der jeweilige Umfang der
Leistungsberechtigung, namentlich verursacht durch eine Ã�nderung des
relevanten Hilfebedarfs oder bei der BegrÃ¼ndung eines neuen privatrechtlichen
VersicherungsverhÃ¤ltnisses, berÃ¼cksichtigt werden darf, sofern dies Ã¤rztlich
festgestellt worden ist. Dabei ergeben sich Grenzen dafÃ¼r allenfalls aus den
allgemeinen Regeln des BÃ¼rgerlichen Rechts. Deren MiÃ�achtung ist hier jedoch
nicht zu erkennen.
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Insbesondere kann der Klagepartei nicht gefolgt werden, wenn sie vortrÃ¤gt, die
EinschrÃ¤nkung der von der Beklagten abgegebenen Zusage von Leistungen nach
der Pflegestufe II, wonach diese nur vorlÃ¤ufig bis zu der nÃ¤chsten Ã¤rztlichen
PrÃ¼fung erfolgt ist, sei nicht wirksam gewesen. Zuzustimmen ist der Klagepartei,
dass die Beklagte diese Zusage unter einer auflÃ¶senden Bedingung erteilt hat,
nÃ¤mlich unter der Bedingung, dass die Wirkung der Zusage entfallen solle, falls
eine kÃ¼nftige Ã¤rztliche Begutachtung zu einem anderen Ergebnis fÃ¼hren
wÃ¼rde. GrÃ¼nde dafÃ¼r, dass eine solche Bedingung gegen rechtliche
Bestimmungen verstoÃ�en hÃ¤tte, sind nicht zu erkennen; insbesondere hat sie
nicht zu einer zumutbaren Ungewissheit gefÃ¼hrt; denn die von ihr ausgehende
Ungewissheit ist nichts anderes als das Wesen jeder Bedingung im Sinne des Â§ 158
Abs. 2 BGB.

Der KlÃ¤ger kann sich schlieÃ�lich auch nicht auf den Bestandsschutz des Art. 45
PflegeVG berufen. Denn darin ist lediglich festgelegt, dass dem KlÃ¤ger aufgrund
des vorangegangenen Leistungsbezugs nach den Vorschriften des SGB V beim
Inkrafttreten des Rechts der gesetzlichen Pflegeversicherung unabhÃ¤ngig vom
Umfang seines Hilfebedarfs die Pflegstufe II zugebilligt werden muss. Die
Bestimmungen des Art. 45 PflegeVG legen jedoch nichts Ã¼ber das weitere
Schicksal der Einstufung des KlÃ¤gers fest; dieses richtet sich vielmehr nach den
fÃ¼r sein VersicherungsverhÃ¤ltnis geltenden allgemeinen Verfahrensregeln.
Danach kann die Einstufung in die Pflegestufe II aber keinen Bestand haben. Denn
die maÃ�gebenden Verfahrensregeln fÃ¼r den hier umstrittenen Zeitraum sind die
Bestimmungen des Â§ 6 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen. Danach war
eine Neueinstufung aufgrund einer medizinischen Ã�berprÃ¼fung im Falle der
NeubegrÃ¼ndung eines privatrechtlichen VersicherungsverhÃ¤ltnisses mÃ¶glich.

SchlieÃ�lich hilft dem KlÃ¤ger auch nicht die Berufung darauf, dass er nicht
schlechter gestellt werden dÃ¼rfe als ein in der gesetzlichen Pflegeversicherung
Versicherter. Zum einen gibt es ein derartiges Gleichstellungsgebot nicht. HÃ¤tte
der Gesetzgeber nÃ¤mlich die vÃ¶llige Gleichstellung von Versicherten in der
privaten Pflegeversicherung und Versicherten in der gesetzlichen
Pflegeversicherung gewollt, so hÃ¤tte er auf die EinfÃ¼hrung zweier
unterschiedlicher Versicherungszweige fÃ¼r das gleiche Risiko verzichten
mÃ¼ssen. Dies hat er aber nicht getan. Auch die von Â§ 23 Abs. 1 Satz 2 SGB XI
geforderte Gleichwertigkeit bedeutet nicht, dass die Einzelheiten der
VersicherungsvertrÃ¤ge in den beiden Zweigen der Pflegeversicherung des SGB XI
identisch zu sein hÃ¤tten. Im Ã�brigen wÃ¼rde auch eine konsequente
Gleichbehandlung des KlÃ¤gers mit einem bei einem LeistungstrÃ¤ger der
gesetzlichen Pflegeversicherung Versicherten grundsÃ¤tzlich nicht zur
BegrÃ¼ndetheit der Berufung fÃ¼hren. In der gesetzlichen Pflegeversicherung
gelten zwar mit den Â§Â§ 45, 48 SGB X besondere Bestands- und
Vertrauensschutzbestimmungen zugunsten des Versicherten, die nach
herrschender und zutreffender Meinung, die auch der Senat vom Inkrafttreten des
SGB XI an vertreten hat, in den VertragsverhÃ¤ltnissen der privaten
Pflegeversicherung schon ihrer Natur nach nicht zur Anwendung kommen kÃ¶nnen.
Gleichwohl, auch wenn man den Fall des KlÃ¤gers nach Â§ 48 SGB X behandelt
hÃ¤tte, wÃ¤re das Ergebnis grundsÃ¤tzlich kein anderes als das vorliegende
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gewesen. Denn nach Â§ 48 Abs. 1 SGB X kann bei einer wesentlichen Ã�nderung in
den rechtlichen oder tatsÃ¤chlichen Leistungsvoraussetzungen auch im Recht der
Ã¶ffentlichrechtlichen Sozialversicherung eine Leistung entsprechend geÃ¤ndert
oder herabgesetzt werden. Auch nach dieser Bestimmung hÃ¤tte der KlÃ¤ger damit
keinen Schutz seiner Rechtsposition beanspruchen kÃ¶nnen. Denn aus den im
Laufe des Verwaltungsverfahrens eingeholten Ã¤rztlichen Gutachten ist zu
entnehmen, dass beim Inkrafttreten der gesetzlichen Pflegeversicherung zum
01.04.1995 durchaus ein berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higer Hilfebedarf bestanden hat,
der eine Einstufung in die Pflegestufe II gerechtfertigt hat, und dass sich dieser
Hilfebedarf in der Folgezeit dergestalt verÃ¤ndert hat, dass jedenfalls zum
01.04.1997 nur noch die Voraussetzungen fÃ¼r die Pflegestufe I gegeben waren.
Allerdings hÃ¤tte nach den â�� hier nicht anwendbaren â�� Vorschriften des SGB X
die LeistungskÃ¼rzung grundsÃ¤tzlich erst mit Bekanntgabe des
Ã�nderungsbescheides wirksam werden kÃ¶nnen (Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X), nicht
ohne weiteres auch rÃ¼ckwirkend, bezogen auf den Zeitpunkt des Eintritts der
Ã�nderung. Dass dies hier dazu fÃ¼hren wÃ¼rde, dass die Leistungen an den
KlÃ¤ger nicht schon zum 01.04.1997 auf das MaÃ� der Pflegestufe II reduziert
werden konnten, sondern erst ab dem 06.05.1997, hilft dem KlÃ¤ger auch dann
nichts, wenn man von einer grundsÃ¤tzlichen Gleichstellung mit den bei einer
Ã¶ffentlichrechtlichen Pflegekasse Versicherten ausgehen wÃ¼rde. Denn diese
Verschiedenheit ist dem vom Gesetzgeber offensichtlich gewollten Umstand
geschuldet, dass fÃ¼r das bei der Festsetzung der Leistungen zu beachtende
Verfahren in den beiden Zweigen der Pflegeversicherung des SGB XI grundlegend
verschiedene Rechtsvorschriften und Rechtsinstitute gelten.

Weil das Rechtsmittel erfolglos geblieben ist, kÃ¶nnen dem KlÃ¤ger keine
auÃ�ergerichtlichen Kosten zugesprochen werden. Ein Grund fÃ¼r die Zulassung
der Revision im Sinne des Â§ 160 SGG besteht nicht.

Erstellt am: 03.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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